
Bebauungsplan Nr. 85  
„Zukunftswerkstatt“  

Präambel 

Aufgrund des § 1 (3) und des § 10 des Baugesetzbuches (BauGB) i.V.m. § 58 (2) Nr. 2 des Niedersächsischen 

Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) in den zurzeit geltenden Fassungen hat der Rat der Stadt Diepholz 

den Bebauungsplan Nr. 85 „Zukunftswerkstatt“, bestehend aus der Planzeichnung sowie den 

nebenstehenden textlichen Festsetzungen, als Satzung beschlossen. 

Diepholz, den 

 SIEGEL Bürgermeister

Aufstellungsbeschluss 

Der Verwaltungsausschuss der Stadt Diepholz hat in seiner Sitzung am …………………… die Aufstellung des 

Bebauungsplans Nr. 85 „Zukunftswerkstatt“ beschlossen. Der Aufstellungsbeschluss ist gemäß § 2 (1) BauGB 

am ……………………… ortsüblich im Diepholzer Kreisblatt bekannt gemacht worden. 

Diepholz, den 

  Bürgermeister

Öffentliche Auslegung 

Der Verwaltungsausschuss der Stadt Diepholz hat in seiner Sitzung am …………………… dem Entwurf des 

Bebauungsplans Nr. 85 „Zukunftswerkstatt“ und der Begründung zugestimmt und seine öffentliche 

Auslegung gemäß § 3 (2) BauGB beschlossen.  

Ort und Dauer der öffentlichen Auslegung wurden am …………………… ortsüblich im Diepholzer Kreisblatt 

bekannt gemacht.  

Der Entwurf des Bebauungsplans mit der Begründung und die wesentlichen, umweltbezogenen 

Stellungnahmen haben vom ……………… bis ……………………… gemäß § 3 (2) BauGB öffentlich ausgelegen.  

Diepholz, den 

  Bürgermeister

Satzungsbeschluss 

Der Rat der Stadt Diepholz hat den Bebauungsplan Nr. 85 „Zukunftswerkstatt“ nach Prüfung der 

Stellungnahmen gemäß § 3 (2) BauGB in seiner Sitzung am ………………… als Satzung (§ 10 BauGB) sowie die 

Begründung beschlossen. 

Diepholz, den 

  Bürgermeister

Inkrafttreten 

Der Satzungsbeschluss des Bebauungsplans Nr. 85 „Zukunftswerkstatt“ ist gemäß § 10 (3) BauGB am 

................................... ortsüblich im Amtsblatt Nr. …..  des Landkreises Diepholz bekannt gemacht worden. Der 

Bebauungsplan ist damit am .................................. rechtsverbindlich geworden. 

Diepholz, den 

  Bürgermeister

Verletzung von Vorschriften 

Innerhalb von einem Jahr nach Inkrafttreten des Bebauungsplans Nr. 85 „Zukunftswerkstatt“ ist: 

- eine nach § 214 (1) BauGB beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und 

Formvorschriften; 

- eine unter Berücksichtigung des § 214 (2) BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften über das 

Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans und  
- nach § 214 (3) BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorganges  

beim Zustandekommen des Bebauungsplanes und der Begründung nicht geltend gemacht worden. 

Diepholz, den 

  Bürgermeister

Plangrundlage 

Karte:  ALKIS, 2017, Maßstab 1:1000, 

 Stadt Diepholz, Gemarkung Diepholz, Flur … 

Quelle: Auszug aus den Geobasisdaten der Niedersächsischen Vermessungs- und Katasterverwaltung 

 Herausgebervermerk: 

    

 

 © 2017, Landesamt für Geoinformation und Landentwicklung Niedersachsen (LGLN) 

Die Planunterlage entspricht dem Inhalt des Liegenschaftskatasters und weist die städtebauliche 

bedeutsamen baulichen Anlagen sowie Straßen, Wege und Plätze vollständig nach (…………). Sie ist hinsichtlich 

der Darstellung der Grenzen und der baulichen Anlagen geometrisch einwandfrei. Die Übertragbarkeit der 

neu zu bildenden Grenzen in die Örtlichkeit ist einwandfrei möglich.  

Sulingen, den 

LGLN Regionaldirektion Sulingen

Planverfasser 

Der Entwurf des Bebauungsplans wurde ausgearbeitet von:  

P3 Planungsteam GbR mbH, Ofener Str. 33a, 26 121 Oldenburg, 0441-74210 

Oldenburg, den 

  Planverfasser

§ 4 Öffentliche Grünflächen 

§ 4.1 Öffentliche Grünfläche: Regenrückhaltebereich (RRB) 

Die öffentliche Grünfläche mit der Zweckbestimmung Regenrückhaltebereich (RRB) dient der Rück-

haltung des Oberflächenwassers und ist von Bebauung freizuhalten. Zulässig sind Maßnahmen für 

den Hochwasserschutz, die Regenrückhaltung, die Gewässerunterhaltung und die Führung des Ober-

flächenwassers (oberirdisch oder unterirdisch). Weiterhin zulässig sind Wege mit wassergebundener 

Decke und Gehölzanpflanzungen, soweit diese nicht der wasserswirtschaftliche Funktion entgegen-

stehen (§ 9 (1) Nr. 16 BauGB). 

§ 4.2 Öffentliche Grünfläche: Räumstreifen 

Die öffentliche Grünfläche mit der Zweckbestimmung „Räumstreifen“ dient der Bewirtschaftung des 

nördlich angrenzenden Grabens (Gewässer III. Ordnung). Sie ist in einer solchen Weise anzulegen, 

dass die Gewässerbewirtschaftung möglich ist. Eine Bebauung, die Anlage von Zäunen sowie die Auf-

füllung des bestehenden Geländes sind nicht zulässig. Zulässig sind Maßnahmen für die Gewässerun-

terhaltung. (§ 9 (1) Nr. 15 BauGB). 

§ 4.3 Öffentliche Grünfläche: Parkanlage / „Bürgerwald“ 

Die öffentliche Grünfläche mit der Zweckbestimmung Parkanlage / „Bürgerwald“ sichert eine Grün-

anlage, in der von Bürgern gestiftete Bäume angepflanzt und dauerhaft erhalten werden. Zulässig 

sind Anpflanzungen und Pflegemaßnahmen sowie dem Nutzungszweck dienende Nebenanlagen und 

Wege. 

§ 5 Private Grünfläche: Grünsaum 

Die private Grünfläche mit der Zweckbestimmung „Grünsaum“ mit der zusätzlichen Festsetzung als 

Fläche mit Bindungen für Bepflanzung und für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen 

Bepflanzungen dient der Erhaltung bzw. Herstellung einer Strauch-Baum-Hecke zur Abgrenzung des 

Plangebiets gegenüber den angrenzenden Flächen. Die vorhandenen Gehölzbestände sind zu erhal-

ten. Soweit nicht vorhanden, ist mindestens alle 6 Meter ein Baum zu pflanzen. Zwischen den Bäu-

men sind Lücken durch Strauchpflanzungen im maximalen Abstand von 2 Metern zu schließen. Es 

gelten folgende Anpflanzungsvorgaben und die Artenliste: 

Für die Baumpflanzungen sind Heister, Höhe mindestens 150 - 200cm, oder Hochstämme, Stammum-

fang mindestens 10 – 12cm, 2 - 3 x verpflanzt, zu verwenden, für die Strauch-Pflanzungen 2 - 3 x ver-

pflanzte Jungpflanzen in einer Größe von 80 – 120cm. Alle festgesetzten Pflanzungen sind fachge-

recht auszuführen, gegen Wild- bzw. Viehschädigungen zu schützen und dauerhaft zu unterhalten. 

Ausfälle bzw. lückige Eingrünungen sind durch Nachpflanzungen in der festgesetzten Weise und Qua-

lität spätestens bis zur nächsten Vegetationsperiode zu ersetzen bzw. zu schließen. Es sind aus-

schließlich Pflanzen regionaler Herkunft in Baumschulqualität zu verwenden (§ 9 (1) Nr. 25 BauGB). 

Zu wählen ist aus nachstehender Artenliste: 

Stieleiche (Quercus robur) Roter Holunder (Sambucus racemosa) 

Spitzahorn (Acer platanoides) Gemeines Pfaffenhütchen (Euonymus europaeus) 

Feldahorn (Acer campestre) Europäischer Feuerdorn (Pyracantha coccinea) 

Schwarzerle (Alnus glutinosa) Falscher Jasmin (Philadelphus coronarius) 

Weißdorn (Crataegus monogyna) Gewöhnlicher Liguster (Ligustrum vulgare) 

Schwarzer Holunder (Sambucus nigra)  

 

Bodenschätze – Das Gebiet gehört zum Erlaubnisfeld „Dümmersee-Uchte (zusammenlgg.)“ (Flächennummer 

1111, Berechtsamsakte B 20157) für den Abbau von Kohlenwasserstoffen. Die Bergbauberechtigungen lie-

gen aktuell bei der Vermilion Energy Germany GmbH & Co. KG. 

Flugsicherheit – Der Standort des Bebauungsplanes befindet sich im Bauschutzbereich des militärischen 

Flugplatzes Diepholz. Sollte es bei zukünftigen Bauvorhaben zum Einsatz von Kränen kommen, ist der Kran-

einsatz zur Prüfung und Bewertung beim Luftfahrtamt der Bundeswehr, Referat 1d, Flughafenstr. 1, 51147 
Köln (E-Mail: LufABw1d@bundeswehr.org) einzureichen. Beschwerden und Ersatzansprüche, die sich auf die 

vom Flugplatz/Flugbetrieb ausgehenden Emissionen wie Fluglärm etc. beziehen, können nicht anerkannt 

werden. 

Gewässer – Der Verlauf des Grabens (Fließgewässer III. Ordnung) wird nachrichtlich in die Planzeichnung 

übernommen. Auf die Satzung des zuständigen Unterhaltungsverbandes (Unterhaltungsverband Hunte, UHV 

71) wird verwiesen. Die bestehenden Vorgaben (dies können u. a. sein: Einhaltung von Räumstreifen, Ge-

nehmigungsbeantragungen bei Gewässerkreuzungen) sind zu beachten. 

 

§ 1 Art der baulichen Nutzung: Gewerbegebiet 

§ 1.1 Gewerbegebiete 1 + 3 (GE1)/(GE3) 

In den Gewerbegebieten (GE1) und (GE3) sind folgende Arten von Gewerbebetrieben aller Art nicht 

zulässig (§ 8 (2) Nr. 1 BauNVO i. V. m. § 1 (9) BauNVO): 

- Einzelhandelsbetriebe; ausgenommen hiervon werden an Endverbraucher gerichtete Ver-

kaufsstellen von Handwerksbetrieben und anderen Gewerbebetrieben, wenn sie in unmit-

telbarem räumlichen und betrieblichen Zusammenhang (Produktion, Ver- und Bearbeitung 

von Gütern einschließlich Reparatur und Serviceleistungen) mit einem Handwerks- oder 

anderem Gewerbebetrieb stehen („Annex-Handel“). Die Summe der Verkaufs- und Aus-

stellungsflächen muss der Größe der Geschossfläche der Handwerks- oder Gewerbebe-

triebe untergeordnet sein (max. 20%). 

Folgende Ausnahmen nach § 8 (3) BauNVO sind nicht zulässig (§1 (6) Nr. 1 BauNVO): 

- Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber und Be-

triebsleiter, die dem Gewerbebetrieb zugeordnet und ihm gegenüber in Grundfläche und 

Baumasse untergeordnet sind; 

- Vergnügungsstätten (§ 8 (3) Nr. 3 BauNVO i. V. m. § 1 (6) Nr. 1 BauNVO). 

§ 1.2 Gewerbegebiet 2 (GE2) 

Im Gewerbegebiet 3 (GE2) sind folgende Arten von Gewerbebetrieben aller Art nicht zulässig (§ 8 (2) 

Nr. 1 BauNVO i. V. m. § 1 (9) BauNVO): 

- Einzelhandelsbetriebe; ausgenommen hiervon werden an Endverbraucher gerichtete Ver-

kaufsstellen von Handwerksbetrieben und anderen Gewerbebetrieben, wenn sie in unmit-

telbarem räumlichen und betrieblichen Zusammenhang (Produktion, Ver- und Bearbeitung 

von Gütern einschließlich Reparatur und Serviceleistungen) mit einem Handwerks- oder 

anderem Gewerbebetrieb stehen („Annex-Handel“). Die Summe der Verkaufs- und Aus-

stellungsflächen muss der Größe der Geschossfläche der Handwerks- oder Gewerbebe-

triebe untergeordnet sein (max. 20%). 

Vergnügungsstätten nach § 8 (3) Nr. 3 BauNVO sind auch ausnahmsweise nicht zulässig 

(§ 1 (6) Nr. 1 BauNVO). 

§ 2 Höhe baulicher Anlagen 

Es gilt die in der Planzeichnung festgesetzte Höhe. Als unterer Bezugspunkt für die festgesetzte Ge-

bäudeoberkante gilt die Fahrbahnoberkante der zur Erschließung des Baugrundstücks herangezoge-

nen Straße in ihrer Fahrbahnmitte (§ 16 BauNVO i. V. m. § 18 (1) BauNVO). 

Ausnahmsweise kann zugelassen werden, dass technische Aufbauten für Lüftungskanäle, Aufzüge 

etc. die Höhenfestsetzung um bis zu maximal 3 m überschreiten (§ 16 (6) BauNVO). 

§ 3 Bauweise 

Es wird eine abweichende Bauweise festgesetzt. Gebäude sind in der in offenen Bauweise 

(§ 22 (2) BauNVO) zu errichten; die Gebäudelänge darf mehr als 50,0 Meter betragen. 

Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634); 

Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21.11.2017 (BGBl. I S. 3786); 

Planzeichenverordnung 1990 (PlanzV) vom 18.12.1990 (BGBl. 1991 I S.58), die zuletzt durch Artikel 3 des 
Gesetzes vom 04.05.2017 (BGBl. I S. 1057) geändert worden ist; 

Nds. Bauordnung (NBauO) vom 03.04.2012 (Nds. GVBl. 2012, 46), die zuletzt durch Gesetz vom 25.09.2017 

(Nds. GVBl. S. 338) geändert worden ist; 

Nds. Kommunalverfassungsgesetz (NKomVG) vom 17.12.2010 (Nds. GVBl. S. 576), das zuletzt durch Artikel 2 

des Gesetzes vom 02.03.2017 (Nds. GVBl. S. 48) geändert worden ist. 

Ur- und frühgeschichtliche Bodenfunde – Sollten bei Bau- und Erdarbeiten ur- oder frühgeschichtliche Bo-

denfunde (das können u.a. sein: Tongefäßscherben, Holzkohleansammlungen, Schlacken sowie auffällige 

Bodenverfärbungen und Steinkonzentrationen, auch geringe Spuren solcher Funde) gemacht werden, sind 

diese meldepflichtig (§ 14 (1) NDSchG) und müssen der unteren Denkmalschutzbehörde der Stadt sowie 

dem Niedersächsischen Landesamt für Denkmalpflege – Referat Archäologie – Stützpunkt Hannover – un-

verzüglich gemeldet werden (§ 14 (1) Niedersächsisches Denkmalschutzgesetz (NDSchG)). Meldepflichtig ist 

der Finder, der Leiter der Arbeiten oder der Unternehmer. Bodenfunde und Fundstellen sind bis zum Ablauf 

von 4 Werktagen nach der Anzeige unverändert zu lassen (§ 14 (2) NDSchG), bzw. für ihren Schutz ist Sorge 

zu tragen, wenn nicht die Denkmalschutzbehörde vorher die Fortsetzung der Arbeit gestattet. 

Altlasten - Im Geltungsbereich des Plangebietes ist nach bisherigem Kenntnisstand keine Verdachtsfläche 

vorhanden. Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten Hinweise auf Altablagerungen oder Altstandorte 

(bzw. schädliche Bodenveränderungen) zu Tage treten, so ist unverzüglich die untere Abfall- und Boden-

schutzbehörde des Landkreises Diepholz zu benachrichtigen. 

Leitungsbetreiber – Die Schutzvorschriften von Leitungsbetreibern sind zu beachten. Der Verlauf der Leitun-

gen ist vor Beginn von Maßnahmen in der Örtlichkeit zu überprüfen. 

Rüstungsaltlasten – Sollten sich während Bauarbeiten Hinweise auf Bombenblindgänger oder andere 

Kampfmittel im Boden ergeben, so ist unverzüglich die nächste Polizeidienststelle, das Ordnungsamt der 

Stadt oder der Kampfmittelbeseitigungsdienst der zentralen Polizeidirektion in Hannover zu informieren. 

Teilaufhebung – Mit der Bekanntmachung dieses Bebauungsplanes werden die entgegenstehenden Rege-

lungen in den entsprechenden Teilbereichen des rechtsverbindlichen Bebauungsplans Nr. 29 „Masch II“ 

(1973) sowie dessen 1. Änderung (2006) außer Kraft gesetzt. 

Informationsgrundlagen – Die der Planung zugrundeliegenden Vorschriften (Gesetze, Verordnungen, Erlasse 

und DIN-Vorschriften) können bei der Stadt Diepholz im Rathaus, Fachbereich Gestaltung der Umwelt, ein-

gesehen werden. 


